
TRENDS 2015 

Banken 

SCHWIERIGE ZEITEN. Niedrige Zinsen 
und neue Konkurrenten treiben die 
Banken in die Enge. Das Geschäft mit 
Privatkunden erlebt eine Renaissance. 

INTERVIEW. RZB-Vorstandschef Walter 
Rothensteiner über den Stress nach dem 
Stresstest und warum die Bankensteuer 
Jobs kostet und Wachstum bremst. 

Neue EU-Regeln verpflichten 
Austro-Banken ab 2015, einen 
Abwicklungsfonds zu dotieren 
und Testamente zu schreiben. 
Nicht Staatsgeld, sondern 
Eigentümer und Gläubiger sollen 
die Bank im Krisenfall retten. 
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Eine Branche 
im Dauerstress 
Die Errichtung eines Bankentestaments, die Dotierung eines Abwicklungsfonds und 
die strategische Neuausrichtung der Großbanken sind bestimmende Themen für 2015. 
Von Ashwien Sankholkar 

    

Uber das Leben nach dem Tod 
wird nur ungern geredet. In der 
österreichischen Bankenbran-

che war das viele Jahre tabu. Vor allem 
bei Volksbanken, Raiffeisen und Spar-
kassen ging ein Institut "grundsätzlich" 
nie zugrunde, sondern wurde vom Sek-
tor aufgefangen. So enstand die Legende, 
dass Austrobanken absolut sicher sind. 

Diese Illusion endete spätestens mit 
der Pleiteserie von Kommunalkredit 
(2008), Hypo Group Alpe-Adria (2009) 
und ÖVAG (2010). Sie mussten vom 
Staat mit vielen Milliarden Euro geret-
tet werden. Um den Steuerzahler künf-
tig davor zu schützen, wurden neue 
Insolvenzvorschriften erfunden. Diese 
normieren für alle EU-Geldhäuser 
verpflichtende "Banktestamente", die 
Notfallpläne beinhalten, wie ein Kredit-
institut saniert bzw. abgewickelt wird. 
Das Ziel des Gesetzgebers: Bankeigen-
tümer und Gläubiger sollen zur Kasse 
gebeten werden ("Bail-in"), nicht wie 
bisher der Steuerzahler ("Bail-out"). 

Das Bankentestament ist aber nicht 
die einzige Neuerung, die die Finanz-
branche 2015 massiv beschäftigen wird. 
Auch Sicherungsfonds müssen aufge-
baut und strengere Geldwäscheregeln 
erlassen werden. Um im engen Markt 
und gegen neue Konkurrenten bestehen 
zu können, müssen sich Geldhäuser neu 
erfinden. Gleichzeitig muss auf allen 
Ebenen gespart werden - vor allem 
beim Personal. "Der Stress ist noch 
lange nicht vorbei", sagt Walter Rothen-
steiner, Vorstandsvorsitzender der 
Raiffeisen Zentralbank (RZB). "Wir hal-
ten das schon aus, aber lustig ist das 
nicht mehr." 

"Die EU beschleunigt den Konsolidie-
rungsprozess im österreichischen Ban-

kensektor", sagt Hannes Androsch als 
Präsident der Bankenholding FIMBAG, 
die die staatlichen Anteile an Hypo, 
Kommunalkredit und ÖVAG verwaltet. 
Androsch kritisiert, dass Österreich viel 
zu viele Banken hat, die mit dem Über-
leben kämpfen. Vor allem der Hypothe-
kenbanken-Sektor ist Androsch ein 
Dorn im Auge: "Das sind Spielwiesen 
der Landesfürsten. Die sind nicht mehr 
zeitgemäß." 

Auch die flügellahmen Volksbanken 
und der dreistufige Raiffeisen-Sektor, 
wo sieben Landesbanken und eine Zen-
tralbank mit Doppelgleisigkeiten kämp-
fen, hat Androsch unter Beobachtung. 
Bei den Volksbanken geht die Reorgani-
sation nur schleppend voran. Bei Raiff-
eisen wird hingegen eifrig reorganisiert: 
Bauparkasse, Fonds- und Leasinggesell-
schaften sind bereits fusioniert. Der 
Zahlungsverkehr soll konzentriert wer-
den, die dezentralen Rechenzentren 
sollen zur einheitlichen IT-Plattform 
konvergieren. Auch das Private Banking, 
also das Geschäft mit Reichen, dürfte 
auf neue Beine gestellt werden. Die 
Reorganisation wird von Erwin Hames-
eder, dem gewählten Obmann der Raiff-
eisenholding NÖ-Wien, vorangetrieben: 
"Es gibt keine Tabus. Bis 2017 haben wir 
alle Doppelgleisigkeiten beseitigt." 

Zusätzlichen Druck erzeugen die 
finanziellen Belastungen durch die öf-
fentliche Hand. Mit Jahreswechsel star-
tet die von der EU initiierte Dotierung 
von zwei Geldtöpfen: Abwicklungsfonds 
(200 Mio. Euro) und Einlagensiche-
rungsfonds (170 Mio. Euro). Weitere 
640 Millionen Euro müssen Österreichs 
Geldinstitute für die Bankenabgabe 
budgetieren. Willibald Cernko, Bank-
Austria-Vorstand und Präsident des 

"Die EU beschleunigt den 
Konsolidierungsprozess 
im österreichischen 
Bankensektor." 
Hannes Androsch, FIMBAG-Präsident 

"EUROPEAN BANKING AUTHORITY": 
Die EU beaufsichtigt ab 2015 die sechs 
größten Banken Österreichs. FOTOS: 

THINKSTOCK, 
LUKAS 
ILGNER/TREND, 
CORBIS 

title

issue

page

Format

18/12/2014

73-79

3/7
powered by Meta Communication International
office@metacommunication.com



DIE BAWAG-P.S.K.-GRUPPE soll nach Plänen des US-lnvestors Cerberus an die Börse gebracht 
werden. Nach Erste Group und Raiffeisen International wäre es die dritte börsennotierte Austrobank. 

> Bankenverbands, appelliert an die 
Regierung, im Rahmen der Steuerre-
form einen Teil der Abgaben für die 
Pleitefonds zu verwenden. RZB-Vor-
stand Rothensteiner warnt: "Wenn 
nichts passiert, werden wir langfristig 
ein Problem bekommen." Denn das an 

die Regierung abgelieferte 
Geld fehle den Banken für 
den Aufbau von Eigenkapi-
talpolstern, was ebenfalls 
von der Aufsicht geforder-
tet wird. Rothensteiner: 
"Beides geht sich nicht aus." 
Die Folgen müsse die 
Regierung verantworten: 
Zurückhaltung bei der Kre-
ditvergabe und Abbau von 
Mitarbeitern. 

Tatsächlich sind die 
Wachstumsaussichten für 
Bank Austria, Raiffeisen 

und Erste Group nicht gerade rosig. Die 
einstige Cashcow CEE liefert nicht 
mehr so viel wie vor Ausbruch der 
Finanzkrise. Die politische Situation in 
Russland und der Ukraine sorgt für Un-
sicherheit. Die niedrigen Zinsen lassen 
das Österreich-Geschäft stocken, mei-
nen die Analysten der Ratingagentur 
Fitch. Eine weitere Verschlechterung 
der angespannten Situation an der Zins-
front und im Ausland würde sich "ins-
gesamt negativ" auf die Austrobanken 
auswirken, heißt es. Die Ratingagentur 

wird Österreichs Großbanken 2015 ei-
ner neuen Gesamtprüfung unterziehen. 
Das Ergebnis wird mit Spannung erwar-
tet. Die Banken fühlen sich jedenfalls 
gut aufgestellt, weil sie im Rahmen des 
EU-Bankenstresstests ihre Bilanzen 
ordentlich aufgeräumt haben. 

Neue Schwerpunkte. Ein Blick auf die 
Bilanz der Erste Group Bank macht das 
deutlich: Sie hat alle riskanten Positi-
onen, vor allem in Rumänien und Un-
garn, wertberichtigt und erwartet für 
2014 einen Rekordverlust von 1,6 Milli-
arden Euro. Erste-Boss Andreas Treichl 
will mit der Reinigungsaktion das Ver-
trauen seiner Anleger zurückgewinnen. 
Dazu zählt auch die Abkehr vom Invest-
mentbanking. Der Bereich wird quasi 
zugesperrt. Personell wirkt sich das 
auch aus: Der im Vorstand für Invest-
mentbanking zuständige Franz Hoch-
strasser verlässt das Unternehmen und 
wird durch Peter Bosek ersetzt. Eine 
Personalrochade mit Signalwirkung. 
Denn Bosek saß bisher im Vorstand der 
Erste Bank Österreich, wo er für das 
Kundengeschäft zuständig war. Als neu-
er Retail-Vorstand der Erste Group 
Bank soll er die erfolgreiche Österreich-
Strategie im gesamten Konzern durch-
ziehen. 

Im Gegensatz zum Firmenkunden-
geschäft werden im Privatkundenbe-
reich noch Chancen gesehen. Das ist 

HYPO ALPE-ADRIA 
Der Abverkauf der 

Hypo startet 
Für Spannung sorgen Hypo-

U-Ausschuss und BayernLB-Vergleich. 

Die unendliche Geschichte 
rund um die Skandalbank 

Hypo Alpe-Adria wird im neuen 
Jahr fortgesetzt. Der kritische 
Bericht von Ex-OGH-Präsiden-
tin Irmgard Griss wird die 
Grundlage für den parlamenta-
rischen Hypo-U-Ausschuss sein, 
der die politische Verantwortung 
klären soll. Geprüft wird, was vor, 
während und nach der Notver-
staatlichung geschah. 

Ein Kardinalfehler war die 
viel zu späte Gründung einer Bad 
Bank. Diese Hypo-Abbaueinheit 
Heta Asset Resolution AG gibt es 
mittlerweile. Dort sind alle As-
sets und Schulden (mit Landes-
garantien) gelagert. Das Heta-
Vermögen soh nun kapitalscho-
nend verwertet werden. 

Die oberste Aufsicht über die 
Heta wurde ÖVAG-Vizegeneral 
Michael Mendel 
übertragen. Der von 
Finanzminister 
Hans Jörg Schelling 
geholte Deutsche 
hat gleich mehrere 
Aufgaben. Er soh die 
Heta mit der teil-
staatlichen ÖVAG-
Bad-Bank fusionie-
ren und in den Ver-
gleichgesprächen 
mit der BayernLB 
den Vermittler spie-
len. Immerhin ist 
Mendel mit einer einflussrei-
chen CSU-Politikerin liiert. 

Seit Kurzem hat die Republik 
einen Trumpf in der Hand: Die 
BayernLB wird von der Staats-
anwaltschaft als Beschuldigte 
geführt. Die Regierung könnte 
ein gutes Wort einlegen und die 
Einstellung des Strafverfahrens 
erreichen. Rechtlich wäre das 
möglich. Bedingung wäre aber, 
dass sich die Bayern an der 
Hypo-Sanierung fair beteiligen. 
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auch der Grund weshalb sich die Bawag-
P.S.K.-Gruppe in diese Richtung um-

strukturiert hat. Dort wurde quasi über 
Nacht das gesamte Corporate-Business 
eingedampft. In der Branche hält sich 
das hartnäckige Gerücht, dass sich die 
Bank fit für einen Börsengang im neuen 
Jahr macht. Es ist die einzige Exit-Stra-
tegie für die US-Fonds Cerberus und 
Golden Tree, denen die Bawag mehr-
heitlich gehört. Damit hätte Wien seine 
dritte Bank-Aktie nach Erste Group und 
Raiffeisen Bank International. 

Was die Bawag von Erste und RBI un-
terscheidet? Das Ex-Gewerkschaftsin-
stitut ist eine lupenreine Retailbank 
ohne toxische Kredite und Osteuropa-
Risiko. Für große Fondsgesellschaften 
ein interessantes Investment, heißt es. 

"So wie in vielen anderen Branchen 
spielt auch im Bankensektor der tech-
nologische Fortschritt eine bedeutende 
Rolle", sagt KPMG-Bankenexperte Arno 
Schreiber. Für Banken sei der Einsatz 
neuer Technologien längst Schwer-
punktthema. Besonders experimentier-
freudig ist die Bank Austria. Sie bietet 
ihren Kunden schon jetzt Beratungsge-
spräche via Videokonferenz an. Anfang 
2015 sollen die Bankfilialen mit dem 
Wunderkasten ausgestattet werden. 
"Der Servicemanager ist ein Multime-
diagerät, das dem Kunden im Bankfoyer 
Direktzugang zu Non-Cash-Service-
diensten und Produktangeboten bietet", 

erklärt BA-Manager Gerald Wunderer. 
"Das Angebot reicht von Zahlungsver-
kehr bis hin zu Videotelefonie und Call-
back-Funktionen." 

Im Bereich Mobile Banking steckt je-
doch die größte Dynamik. Hier bitten 
alle Großbanken Spezial-Apps an, die 
Bankgeschäfte über Handy oder Tablet 
ermöglichen. "Die verstärkte Digitali-
sierung bringt jedoch gleichzeitig das 
Thema Cyberkriminalität mit sich", 
warnt KPMG-Mann Schreiber. Doch 
nicht nur das. Im Kampf um den Kun-
den im Mobile-Segment mischen Tech-
nologieriesen mit. Die US-Konzerne 
Google und Apple sammeln bereits 
Banklizenzen. Vor wenigen Monaten 
startete der Bezahldienst Apple Pay in 
den USA. Das ist Herausforderung und 
Chance zugleich. So arbeitet Apple bis 
dato mit etablierten Banken und Kredit-
kartenfirmen zusammen. Wann die 
Amerikaner in Europa durchstarten 
wollen, ist noch nicht bekannt. Der 
Deutsche Sparkassen- und Giroverband 
bringt sich aber schon in Stellung und 
lässt verlautbaren: "Wir wären an einer 
Zusammenarbeit sehr interessiert." 

Spannende Zeiten für Österreichs 
Banken sind es allemal. "Banking is 
necessary, banks are not", zitiert RZB-
Boss Rothensteiner Microsoft-Gründer 
Bill Gates. "Ganz so schlimm ist es nicht, 
aber als Banker sollte man diesen Satz 
nicht vergessen." I 

PETER BOSEK. Mit seiner Bestellung zum Erste-
Group-Vorstand wird "Retail" intern aufgewertet. 

WILLIBALD CERNKO. Der Chef der Bank Austria 
experimentiert mit neuen Retailkonzepten. 

TRENDS 2014 

Von der "Bäckerbank" 
bis zum Mobile Banking 
Welche Themen die Bankbranche und ihre 
anspruchsvollen Kunden bewegen. 

1 Mobile Banking. Das Smartphone ist 
  der Vertriebsweg der Zukunft. Der 

Trend wird mit ständig neuen Apps und 
Videotelefonie-Services begegnet, 

2 Bausparen. Magere Zinsen am 
 Sparbuch machen den Bausparer 

(auch ohne staatlicher Prämie) als sichere 
Anlageform wieder interessant. 

3 Bankentestament. Notfallpläne, wie 
  die Bank im Krisenfall saniert bzw. 

abgewickelt werden soll, sind ab 2015 
verpflichtend. So soll verhindert werden, 
dass der Steuerzahler zur Kasse gebeten 
wird. 

4 Abwicklungsfonds. Die EU-Banken 
  müssen ab 2015 in einen Geldtopf 

einzahlen. Die Mittel werden im Krisenfall 
zur Bankenrettung verwendet. 

5 Einlagensicherung. Spareinlagen 
  werden in Österreich mit 100.000 

Euro pro Kunde und Kreditinstitut 
garantiert. Ab 2015 müssen die Banken in 
einen eigenen Einlagensicherungsfonds 
einzahlen. 

6 Nische. Die Spezialisierung wird 
  immer wichtiger. Banken müssen sich 

auf Berufsgruppen ("Bäckerbank") oder auf 
Geschäfte ("Optionshandel") spezialisieren. 

7 Konsolidierung. Niedrigzinsumfeld 
"und Margendruck heizen den 

Konsolidierungsprozess weiter an. Filialen 
werden zugesperrt und Jobs abgebaut. 

8 Osteuropa. Das Retailgeschäft im 
  Hoffnungsmarkt CEE wird noch 

weiterhin Gewinne bringen. Das große 
Ostrisiko steckt im Firmenkundenbereich 
sowie in den Bereichen Leasing und 
Immobilien. 

9 Staatsbanken. Hypo Alpe-Adria, 
  Kommunalkredit und ÖVAG werden in 

echte Bad Banks umgewandet - und bleiben 
eine finanzielle Belastung für die Republik. 

1 Sp^ialberatung. Investoren 
Xvl" suchen nicht nur Anlageprodukte 
mit hohen Renditen, sondern vor allem 
Schutz gegen die steigende Inflation. 

FOTOS: 
ISTOCKPHOTO, 
PEROUTKA/WIRTSCHAFTSBLATT/PICTUREDESK.COM, 
SEBASTIAN 
REICH, 
IAN 
EHM 

title

issue

page

Format

18/12/2014

73-79

5/7
powered by Meta Communication International
office@metacommunication.com



TRENDS 2015 
Banken 

"Das kostet Arbeitsplätze" 
RZB-Vorstandsvorsitzender Walter Rothensteiner über den Stress nach den EU-

Stresstests, die Angst vor der Konjunktur und warum die Bankensteuer Jobs kostet. 
Interview: Ashwien Sankholkar 

FORMAT: Herr Rothensteiner, ist nach 
dem Stresstest der EZB auch der ganze 
Stress für Österreichs Banken vorbei? 
Walter Rothensteiner: Der Stress ist noch 
lange nicht vorbei. Ich hoffe, dass diese 
Art von Intensivstresstest nicht wieder 
vorkommt. Nicht weil ich mich fürchte, 
sondern weil der Ressourcen- und Zeit-
aufwand gigantisch war. 

Können Sie das quantifizieren? 
18.000 Manntage in der Gruppe. Das 
sind viele Mitarbeiter, die sich ein gan-
zes Jahr nur mit dem Thema Stresstest 
befasst haben. Es gab Urlaubsverbot 
und viele Überstunden. Wenn ich das 
alle zwei Jahre machen, bricht das Haus 
zusammen. 

Die Behörden werden die Banken also 
auch in Zukunft stressen? 
Wir halten das schon aus, aber lustig ist 
das nicht mehr. Denn es ist mit hohen 
Zusatzkosten verbunden. Im neuen Jahr 
kommt einiges auf uns zu. Wir müssen 
Bankentestamente abgeben, Abwick-
lungs- und Einlagensicherungsfonds 
dotieren. Das schreibt die EU vor. Und 
obendrauf kommt noch die Bankenab-
gabe. Das ist österreichisches Gesetz. 

Sind Sie optimistisch, dass die Regierung 
die Bankensteuer im Zuge der Steuerre-
form abschafft? 
Wenn nichts passiert, dann werden die 
österreichischen Banken langfristig ein 
Problem bekommen. 

Warum? 
Die Dotierung der EU-Fonds und die 
Bankensteuer machen eine Milliarde 
aus. Das hat mehrere Konsequenzen. 
Wir werden kein Eigenkapital bilden 
können. Internationale Anleger werden 
uns kein Geld borgen, weil sie nichts mit 
uns verdienen können. Und am Ende 
werden wird nur ein kleiner Kern öster-
reichischer Banken übrig bleiben, oder 
es wird eine ausländische Gruppe die 
heimische Bankenszene dominieren. 

Übertreiben Sie nicht ein bisserl? 
Nein, die Bankensteuer ist ein lebens-
bedrohliches Thema für uns. Nicht heu-
er, nicht im nächsten Jahr, aber in naher 
Zukunft. Man kann nicht gleichzeitig 
mehr Kernkapital verlangen und den 
Banken jede Möglichkeit nehmen, selbst 
Kapital aufzubauen. Das wird auf Dauer 
nicht gehen. 

Wie trifft das die RZB? 
Wir zahlen im Konzern jährlich 200 
Millionen Euro Bankensteuer. Allein in 
Österreich 120 Millionen. Das bedeutet 
zwei Milliarden Euro weniger Kredite, 
weil ich aufgrund dieser Belastung we-

niger vergeben kann. Der Regierung 
muss auch bewusst sein, dass das 
mittelfristig Jobs kosten wird. 

Weil die Banken nichts verdienen, aber 
die Personalkosten steigen? 
Genau. Die Branche beschäftigt rund 
70.000 Personen. Wenn ich kein Geld 

verdiene und die Vorgabe habe, dass die 
Personalkosten nicht steigen dürfen, 
aber gleichzeitig zwei bis drei Prozent 
KV-Erhöhung verdauen muss, kann das 
nur eines bedeuten: Personalabbau. 

Sie meinen, dass die Bankensteuer auch 
Bankjobs kosten wird. 

Allein um die KV-Erhöhung abzufedern, 
muss ich schauen, dass ich jedes Jahr 
zwei Prozent weniger Mitarbeiter habe. 
Wenn wir kein Kapital erwirtschaften 
dürfen, dann geht sich das halt nicht 
mehr aus. Wir werden schön langsam 
dahinschrumpfen. 

Das sind ja düstere Prognosen. Kann man 
jungen Menschen den Bankberuf noch 
ans Herz legen? 
Ganz am Boden sind wir noch nicht. 
Ich sage in meinen Reden immer: Auf 
der Liste der begehrtesten Schwieger-
söhne kommen Banker mittlerweile 
nicht mehr vor. Es wird aber die eine 
oder andere Stimme der Vernunft ge-
ben, die draufkommen wird, dass man 
Banken nicht ganz von der Realwirt-
schaft trennen kann. Österreichs 
Wirtschaft wird im Wesentlichen von 
Banken finanziert. KMU kriegt man 
nicht an die Börse. In Amerika ist das 
Verhältnis 70 Prozent Kapitalmarkt, 
30 Prozent Kredite. In Europa habe ich 
80 Prozent Kredit und 20 Prozent 
Kapitalmarkt. Das kann man nicht ig-
norieren und mittelfristig auch nicht 
ändern. Vielleicht haben wir irgend-
wann ein Verhältnis 60 zu 40. Der Lö-
wenanteil wird aber immer auf den 
Kredit entfallen. Strenge EU-Regeln, 
die die Kreditvergabe erschweren, wir-
ken sich daher dramatisch auf unsere 
Volkswirtschaft aus. 

"Auf der Liste der begehrtesten Schwiegersöhne kommen 
Banker mittlerweile nicht mehr vor." 
Walter Rothensteiner, RZB-Vorstandsvorsitzender 
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Das ist echtes Gift für die Konjunktur, 
oder? 
Na sicher. Wenn Banken nicht die Chan-
ce haben, Kredite zu vergeben, dann 
wird das die Wirtschaft bremsen. Wir 
merken das momentan so wenig, weil 
die Konjunktur nicht anspringt. Aber 
wehe, wir haben zwei Prozent Wachs-
tum, dann wird es Probleme geben. Das 
klingt pervers, doch die größte Sorge ei-
nes Bankers ist momentan, dass die 
Wirtschaft wieder in Schwung kommt, 
weil die Kreditklemme dann spürbar 
wird. Derzeit merken wir es nicht, weil 
die Nachfrage gering ist. 

Auf die Gefahr, dass Sie sich noch mehr 
Sorgen machen: Was braucht Österreich, 
damit die Konjunktur wieder anspringt? 
Das niedrige Zinsniveau kann es nicht 
sein. Günstigere Finanzierungen als 

jetzt gibt es nicht. Der Konsum springt 
nicht an, weil viele vorsichtig sind. Flap-
sig ausgedrückt, es hat halt jeder alles. 
Wir haben es mit einem Wohlstands-
phänomen zu tun. Wenn Sie heute Ihren 
Anzug ein Jahr länger tragen, passiert 
Ihnen auch nichts, aber der Schneider 

macht kein Geschäft. Wenn wir alle 
unsere Autos länger fahren, ändert das 
nichts an unserer Lebensqualität, aber 
die Autobranche spürt das. Ein Rat-
tenschwanz an Zulieferbetrieben ist 
ebenfalls betroffen. Gleichzeitig gehen 
entlang der Wertschöpfungkette Ar-
beitsplätze verloren. 

Was halten Sie von Negativzinsen, also 
Strafgebühren bei zu hohen Einlagen? 
Das kann ich mir in Österreich beim 
besten Willen nicht vorstellen. Bei uns 
sind die Zinsen schon jetzt sehr niedrig, 
und das wird auch einige Zeit so bleiben. 
Der mickrige Sparbuchzins macht den 
Menschen schon genug Sorgen. Ich 
kann dem Kunden doch nicht sagen, ich 
nehme dir noch Geld weg, wenn du es 
bei uns liegen hast. 

In Deutschland passiert das gerade. 
Deutschland ist da anders, dort gibt es 
auch Bankomatgebühren, was in Öster-
reich als Tabu gilt. Negativzinsen wären 
gegen jede Vernunft. Die Österreicher 
würden sich das sicher nicht gefallen 
lassen. I 

Zur Person. Walter Rothensteiner, 
61, arbeitet seit mehr als drei 
Jahrzehnten für die Raiffeisen-
Gruppe. Den Vorstand der Raiffeisen 
Zentralbank leitet er seit 1995. 
Die einflussreiche Funktion des 
Raiffeisen-Generalanwalts übt er 
seit 2012 aus. Zudem sitzt er im 

Aufsichtsrat von Casinos Austria, 
Kurier Verlag, Kontrollbank, Lotterien, 
Raiffeisen Bank International AG, 
Uniqa Insurance Group AG und 
Wiener Staatsoper. Generalrat der 
Oesterreichischen Nationalbank ist 
Rothensteiner ebenfalls. 
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